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Es ist unsere Aufgabe, Sie mit praktischem Wissen und konkreten Empfeh­
lungen im Beruf zu unterstützen. Manchmal bleiben dennoch Fragen offen 
oder Probleme ungelöst. Sprechen Sie uns an! Wir bemühen uns um schnelle 
Antworten – sei es bei Fragen zur Berichterstattung, zur Techni k, zum digita­
len Angebot oder zu Ihrem Abonnement. 

Für Fragen zur Berichterstattung:
Günter Göbel
Stellv. Chefredakteur (verantwortlich)
Telefon 0931 418­3061
Fax 0931 418­3080
E­Mail goebel@iww.de

Für Fragen zur Technik (Online und Mobile):
Karin Borowski
Stellv. Leiterin Online
Telefon 02596 922­60
Fax 02596 922­99
E­Mail borowski@iww.de

Wir helfen Ihnen gern!

Für Fragen zum Abonnement:
Barbara Oehrlein, Jasmin Baumeister, Michaela Scharvogel­Junghof,  
Arnold Scheiner, Ulla Vollrath (nicht abgebildet)
IWW Institut, Kundenservice
Franz­Horn­Str. 2 
97082 Würzburg
Telefon 0931 4170­472
Fax 0931 4170­463
E­Mail kontakt@iww.deLE
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GeMeinnüTziGkeiTsrechT

GEMEINNÜTZIGKEIT

Jahressteuergesetz 2020: Das ändert sich im 
Gemeinnützigkeits- und spendenrecht 

| Das Jahressteuergesetz (JStG) 2020 hat ganz kurzfristig u. a. auch eine 
Vielzahl von Änderungen im Gemeinnützigkeits­ und Spendenrecht mit sich 
gebracht. Es handelt sich um die umfassendste Reform seit 2013. VB macht 
Sie auf den folgenden Seiten mit den Neuerungen vertraut. |

Tabellarischer schnellüberblick
Damit Sie einen ersten Schnellüberblick über die Änderungen erlangen, sind 
diese zunächst tabellarisch aufgelistet. Die Änderungen sind gegliedert nach 
Stichwort, Steuerart und Paragraf sowie dem Datum des Inkrafttretens. Ab 
Seite 2 werden die einzelnen Änderungen dann näher beleuchtet. Den Wort­
laut des JStG 2020 finden Sie auf vb.iww.de → Abruf­Nr. 218505.

◼◼ übersicht über die Änderungen
stichwort Gesetzliche regelung inkrafttreten

ehrenamts- und übungsleiterbetrag

Erhöhung des Übungsleiterfreibetrags auf 3.000 Euro § 3 Nr. 26 EStG 01.01.2021

Erhöhung der Ehrenamtspauschale auf 840 Euro § 3 Nr. 26a EStG 01.01.2021

Erhöhung der Nichtanrechnungsgrenzen für ALG II, Sozialhilfe, 
Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz und dem Bundes­
versorgungsgesetz sowie für ALG I auf 250 Euro

◼� § 11b Abs. 2, SBG II
◼� § 82 Abs. 2, SBG XII
◼� § 25d Abs. 3 S. 2 
Bundesversorgungs­
gesetz

◼� § 1 Abs. 2 Verordnung 
über die ehrenamt­
liche Betätigung von 
Arbeitslosen

01.01.2021

spendenrecht

Anhebung der Grenze für den vereinfachten Zuwendungsnachweis 
(Kleinspendenregelung) von 200 Euro auf 300 Euro

§ 50 Abs. 4 EStDV 01.01.2020

Zuwendungsbestätigung nach amtlichem Muster auch für ausländische 
Spendenempfänger erforderlich

§ 50 Abs. 1 S. 2 wird 
aufgehoben

01.01.2025

Einführung eines Zuwendungsempfängerregisters § 60b AO 01.01.2024

neue gemeinnützige zwecke (erweiterung des zweckkatalogs des § 52 Abs. 2 s. 1 AO)

Klimaschutz § 52 Abs. 2 S. 1 Nr. 8 AO 29.12.2020

Förderung der Hilfe für Menschen, die aufgrund ihrer geschlecht lichen 
Identität oder ihrer geschlechtlichen Orientierung diskriminiert werden

§ 52 Abs. 2 S. 1 Nr. 10 AO 29.12.2020

Ortsverschönerung § 52 Abs. 2 S. 1 Nr. 22 AO 29.12.2020

Freifunk § 52 Abs. 2 S. 1 Nr. 23 AO 29.12.2020

Unterhaltung und Pflege von Friedhöfen § 52 Abs. 2 S. 1 Nr. 26 AO 29.12.2020

https://www.iww.de/vb/quellenmaterial/id/218505
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stichwort Gesetzliche regelung inkrafttreten

neue zweckbetriebe

Flüchtlingshilfeeinrichtungen als Zweckbetrieb § 68 Nr. 1c AO 29.12.2020

Erweiterung der Zweckbetriebseigenschaft des § 68 Nr. 4 AO um die 
„Fürsorge für psychische und seelische Erkrankungen“

§ 68 Nr. 4 AO 29.12.2020

zeitnahe Mittelverwendung

Zeitnahe Mittelverwendung gilt nicht mehr bei jährlichen 
Einnahmen von nicht mehr als 45.000 Euro

§ 55 Abs. 1 Nr. 5 S. 4 AO 29.12.2020

Unmittelbarkeit wird auf Kooperation mit anderen gemeinnützigen 
Organisationen ausgeweitet

§ 57 Abs. 3 AO 29.12.2020

Gemeinnützigkeit für Holdings § 57 Abs. 4 AO 29.12.2020

Unbeschränkte Mittelweitergabe auch ohne Eigenschaft als Förderkör­
perschaft (Regelung zur teilweisen Mittelweitergabe [Nr. 2] wird 
aufgehoben)

§ 58 Nr. 1 und 2 AO 29.12.2020

Vertrauensschutz bei Mittelweitergabe § 58a AO 29.12.2020

sonstiges Gemeinnützigkeitsrecht

Verweigerung der satzungsmäßigen Anerkennung der  
Gemeinnützigkeit auf Basis der tatsächlichen Geschäftsführung

§ 60a Abs. 6 AO 29.12.2020

Erhöhung der Umsatzfreigrenze auf 45.000 Euro § 64 Abs. 3 AO 29.12.2020

Umsatzsteuer

Ausweitung der Steuerbefreiung § 4 Nr. 14 Buchst. f UStG 01.01.2021

Erweiterung und genauere Definition der Steuerbefreiungen § 4 Nr. 16 UStG 01.01.2021

Befreiung von Verpflegungsleistungen auch für Kindergärten und ähnliche 
Einrichtungen 

§ 4 Nr. 23 UStG 01.01.2021

erhöhung des ehrenamts- und übungsleiterfreibetrags
Der Übungsleiterfreibetrag wird ab 2021 von 2.400 Euro auf 3.000 Euro erhöht 
(§ 3 Nr. 26 S. 1 EStG), der Ehrenamtsfreibetrag von 720 Euro auf 840 Euro (§ 3 
Nr. 26a S. 1 EStG). 

Ebenfalls erhöht werden die Nichtanrechnungsgrenzen für Sozialtransfer­
zahlungen. Hier gilt künftig, dass Einnahmen aus den beiden Freibeträgen 
bis 250 Euro im Monat zu keinem Abzug bei den entsprechenden Leistungen 
führen. Das gilt für folgende Leistungen:

◼� Arbeitslosengeld II (Hartz IV – § 11b Abs. 2 SBG II)
◼� Sozialhilfe (§ 82 Abs. 2 SBG XII)
◼� Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz (§ 7 Abs. 3)
◼� Leistungen nach dem Bundesversorgungsgesetz (§ 25d Abs. 3)
◼� Arbeitslosengeld I (§ 1 Abs. 2 Verordnung über die ehrenamtliche Betäti­
gung von Arbeitslosen)

Wichtig | Übersehen hat der Gesetzgeber bisher aber die Anpassung der 
Haftungsregelung nach § 31a und 31b BGB. Danach haften Vereinsmitglieder 
und Organmitglieder des Vereins (z.  B. Vorstandsmitglieder) bei leichter 
Fahrlässigkeit nur, wenn sie unentgeltlich tätig sind oder für ihre Tätigkeit 
eine Vergütung von nicht mehr als 720 Euro jährlich erhalten. Vermutlich wird 

Gesetzgeber setzt 
Forderungen um

haftungsregelung 
in § 31 BGB  
müsste noch 
angepasst werden
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diese Grenze in nächster Zeit ebenfalls angepasst. Da es sich um eine Jah­
resgrenze handelt, ist das zunächst nicht akut, wenn der Vorstand eine mo­
natliche Vergütung erhält und diese ab Januar von 60 auf 70 Euro erhöht wird. 

zeitnahe Mittelverwendung gilt für kleine vereine nicht mehr
Die zeitnahe Mittelverwendung gilt künftig nur noch für gemeinnützige Ein­
richtungen mit jährlichen Einnahmen von mehr als 45.000 Euro.

Das ziel der neuregelung
§ 55 Abs. 1 Nr.  5 AO ist entsprechend ergänzt worden. Nach dieser Regelung 
müssen steuerbegünstigte Körperschaften alle Mittel spätestens in den auf 
den Zufluss folgenden zwei Kalender­ oder Wirtschaftsjahren für die sat­
zungsmäßigen Zwecke verwenden. Die Abschaffung der Zeitvorgaben für die 
Mittelverwendung bei kleinen Körperschaften soll deren Verwaltungsauf­
wand mindern, weil keine Mittelverwendungsrechnung mehr erforderlich ist.

Worauf bezieht sich die neue einnahmengrenze von 45.000 euro?
Die Grenze von 45.000 Euro bezieht sich auf die Gesamteinnahmen des Ver­
eins. Das sind die kumulierten Einnahmen des ideellen Bereichs, des Zweck­
betriebs, der Vermögensverwaltung und des steuerpflichtigen wirtschaftli­
chen Geschäftsbetriebs.

Unklar ist, ob sich die Grenze auf die Brutto­ oder Nettoeinnahmen bezieht. 
Es liegt aber nahe, die Grenze analog zur Umsatzfreigrenze für steuerpflich­
tige wirtschaftliche Geschäftsbetriebe anzuwenden (§ 64 Abs. 3 AO). Dann 
würde sie sich auf die Bruttoeinnahmen aus allen steuerlichen Bereichen 
beziehen.

Offen ist die Frage, welche Folgen eine Überschreitung der 45.000­Euro­
Grenze hat. Ob also die zeitnahe Mittelverwendung dann für alle Mittel gilt 
oder nur für die im Jahr der Überschreitung zugeflossenen.

neuregelung gilt schon für das vereinsjahr 2020
Diese Neuregelung tritt „am Tag nach der Verkündung“ in Kraft. Da das Jah­
ressteuergesetz am 28.12.2020 im Bundesgesetzblatt veröffentlicht worden 
ist, gilt die neue Grenze bereits für das Jahr 2020.

Wichtig | Die Finanzverwaltung wird hier wahrscheinlich noch Einschrän­
kungen vornehmen. Insbesondere wird sie Gestaltungsmodelle verhindern 
müssen, bei denen kleinere Einrichtungen zu „Spardosen“ für größere wer­
den. Vor allem durch die zugleich erweiterten Möglichkeiten für die Mittel­
weitergabe würde sich das nämlich anbieten.

Mittelweitergabe an andere begünstigte körperschaften
Die bisherigen Regelungen zur Mittelweitergabe (§ 58 Nr. 1 und 2 AO) werden 
zusammengefasst und erweitert.

verwaltungsaufwand 
bei kleinen vereinen 
soll gesenkt werden

Gemeint sind  
wohl die Brutto- 
einnahmen ... 

... aus allen vier 
vereinsbereichen

inkrafttreten am 
„Tag nach der 
verkündung“ ...

... hat relevanz für 
die vereinspraxis
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Das galt bisher
In § 58 Nr. 1 und 2 AO war Folgendes geregelt:

◼� Förderkörperschaften dürfen ihre Mittel in vollem Umfang weitergeben. 
Die Satzungswecke der gemeinnützigen Empfängereinrichtungen muss­
ten aber den eigenen entsprechen, und die Förderung anderer Einrichtun­
gen musste in der Satzung ausdrücklich als Zweck benannt sein.

◼� Für alle gemeinnützigen Organisationen galt die sog. teilweise Mittelwei­
tergabe. Die Höhe der weitergegebenen Mittel war auf die Hälfte des eige­
nen Vermögens beschränkt. Die Satzungszwecke der Empfängereinrich­
tung spielten aber keine Rolle.

Das gilt ab 2021
Der neue Tatbestand des § 58 Nr. 1 AO regelt die Mittelweitergabe einheitlich. 
Die bisherige Regelung zur teilweisen Mittelweitergabe § 58 Nr. 2 AO entfällt. 
§ 58 Nr. 1 AO lautet wie folgt:

◼◼ Wortlaut § 58 nr. 1 AO

(Die Steuervergünstigung wird nicht dadurch ausgeschlossen, dass …)
eine Körperschaft einer anderen Körperschaft oder einer juristischen Person des 
öffentlichen Rechts Mittel für die Verwirklichung steuerbegünstigter Zwecke zu­
wendet. Mittel sind sämtliche Vermögenswerte der Körperschaft. Die Zuwen­
dung von Mitteln an eine beschränkt oder unbeschränkt steuerpflichtige Körper­
schaft des privaten Rechts setzt voraus, dass diese selbst steuerbegünstigt ist. 
Beabsichtigt die Körperschaft, als einzige Art der Zweckverwirklichung Mittel 
anderen Körperschaften oder juristischen Personen des öffentlichen Rechts zu­
zuwenden, ist die Mittelweitergabe als Art der Zweckverwirklichung in der Sat­
zung zu benennen.

regelungen zur Mittelweitergabe werden vereinheitlicht
§ 58 Nr. 1 und 2 AO sind also angeglichen und zusammengefasst worden. Ab 
2021 gilt, dass 

◼� auch Einrichtungen ohne satzungsmäßige Förderkörpereigenschaft ihre 
Mittel in vollem Umfang weitergeben dürfen und

◼� Förderkörperschaften nur noch insoweit eine Sonderstellung haben, als 
sie keine eigenen Satzungszwecke (unmittelbar) verfolgen müssen.

Im ersten Fall muss die Mittelweitergabe also kein Satzungszweck sein. Si­
chergestellt sein muss aber, dass die Organisation daneben eigene gemein­
nützige Tätigkeiten verfolgt, sonst wäre die Gemeinnützigkeit gefährdet.

Mittelweitergabe ins Ausland
Bisher war nach Auffassung der Finanzverwaltung die teilweise Mittelweiter­
gabe auf Einrichtungen in Deutschland, der EU und dem Europäischen Wirt­
schaftsraum beschränkt. Der Begründung des Gesetzesentwurfs zufolge 
(Deutscher Bundestag, Drucksache 19/25160 vom 10.12.2020, Abruf­Nr. 219606) 
entfällt diese Einschränkung.

satzungszwecke von 
Förderer und 
empfänger mussten 
übereinstimmen

§ 58 nr. 2 AO  
gibt es nicht mehr

volle Mittelweiter- 
gabe auch jenseits 
von Fördervereinen 
möglich

https://www.iww.de/vb/quellenmaterial/id/219606
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Wichtig | Bisher mussten Einrichtungen, die Mittel an Organisationen au­
ßerhalb der o. g. Länder weitergaben, Förderkörperschaft sein. Das entfällt 
künftig offensichtlich und erleichtert die Mittelweitergabe ins Ausland.

Weitergaberegelung gilt für alle Mittel
„Mittel“ sind lt. Satz 2 der Neuregelung sämtliche Vermögenswerte der Kör­
perschaft. Lt. der Gesetzesbegründung gehören dazu nicht nur Bar­ oder 
Buchgeld, sondern auch alle anderen Vermögenswerte. Darunter fällt auch 
die unentgeltliche oder verbilligte Nutzungsüberlassung oder unentgeltliche 
oder verbilligte Erbringung einer Dienstleistung. 

Besonderheiten bei Förderkörperschaften
Bisher durften nur Förderkörperschaften ihre Mittel unbeschränkt weiterge­
ben. Das musste als Satzungszweck ausdrücklich geregelt sein. Eine solche 
satzungsmäßige Eigenschaft als Förderkörperschaft ist künftig nur noch er­
forderlich, wenn die Einrichtung keine unmittelbaren Satzungszwecke ver­
folgt, also ausschließlich dazu da ist, Mittel weiterzugeben. In diesem Fall gilt 
auch künftig die Einschränkung, dass sich die Satzungszwecke von Geber­ 
und Empfängerorganisation (teilweise) decken müssen.

Wichtig | Geregelt wird auch gesetzlich, dass die Förderkörpereigenschaft 
in der Satzung festgelegt sein muss. Das war aber schon bisherige Vorgabe 
der Finanzverwaltung (AEAO Ziff. 1 zu § 58).

vermögensanfall und Gewinnausschüttung
Diese Neuregelung relativiert die Satzungsregelung zum Vermögensanfall. 
Bisher war eine gemeinnützige Körperschaft bei der Verwendung des Ver­
mögens bei Auflösung oder Wegfall der Gemeinnützigkeit an die entspre­
chende Satzungsvorgabe gebunden.

Künftig kann sie vor der Auflösung alles verbliebene Vermögen an beliebige 
steuerbegünstigte privatrechtliche oder öffentlich­rechtliche Einrichtungen 
weitergeben. Erweitert werden zugleich die Möglichkeiten der Gewinnaus­
schüttung an gemeinnützige Muttergesellschaften bzw. Gesellschafter. Nach 
Auffassung der Finanzverwaltung galt hierfür die Einschränkung der teilwei­
sen Mittelweitergabe in § 58 Nr. 2 AO (AEAO, Ziff. 1 zu § 58 Nr. 2 S. 5).

Künftig können Gewinne und weitere Mittel in beliebiger Höhe abgeführt 
werden. Das ist auch insofern von Bedeutung, als das Gemeinnützigkeits­
recht jetzt auch die Möglichkeit steuerbegünstigter Holdinggesellschaften 
vorsieht (neuer § 57 Abs. 3 AO).

vertrauensschutz bei Mittelweitergabe
Die Neuregelung der Mittelweitergaben ist um eine Vertrauensschutzrege­
lung im neuen § 57a AO ergänzt worden. Bisher war nicht gesetzlich geregelt, 
inwieweit die Geberkörperschaft 

◼� die Mittelverwendung bei der Empfängerorganisation kontrollieren muss 
bzw. 

◼� haftet, wenn diese die Mittel nicht zweckgebunden verwendet. 

Auch Dienst- 
leistungen gelten als 
begünstigte „Mittel“ 

nur reine Förder- 
vereine müssen  
das in der satzung  
so benennen

Gesetzgeber 
erweitert Gestal-
tungsspielräume
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Die Finanzverwaltung war aber der Meinung, eine Mittelfehlverwendung wä­
re dem Empfänger zuzurechnen (AEAO, Ziff. 2, S. 11 zu § 58 Nr. 2 AO).

PrAXisTiPP | Der neue § 58a AO schließt diese Regelungslücke. Danach be­
steht ein Vertrauensschutz für den Mittelgeber, wenn er sich anhand eines vorge­
legten Nachweises über die Gemeinnützigkeit von der Steuerbegünstigung des 
Empfängers überzeugt. Der erforderliche Nachweis ist die übliche Bescheini­
gung über die Gemeinnützigkeit, also eine entsprechende Anlage zum Körper­
schaftsteuerbescheid, ein Freistellungsbescheid oder ein Bescheid über die 
Feststellung der Einhaltung der satzungsmäßigen Voraussetzungen nach § 60a 
Abs. 1 AO mit entsprechendem Ausstellungsdatum.

Kein Vertrauensschutz besteht, wenn der Geberorganisation bekannt war 
oder aus grober Fahrlässigkeit nicht bekannt war, dass keine solche gültige 
Bescheinigung vorhanden war oder die zuwendende Körperschaft eine Ver­
wendung für nicht steuerbegünstigte Zwecke durch die empfangende Kör­
perschaft veranlasst hat.

Wichtig | Das gilt nicht für Zuwendungen an juristische Personen des öf­
fentlichen Rechts. Das begründet sich daraus, dass die Verwaltung nach Ar­
tikel 20 Abs. 3 Grundgesetz an Gesetz und Recht gebunden ist.

Die erhöhung der Umsatzfreigrenze auf 45.000 euro
Die lange geforderte Erhöhung der Umsatzfreigrenze für steuerpflichtige 
wirtschaftliche Geschäftsbetriebe von 35.000 auf 45.000 Euro ist jetzt umge­
setzt worden (§ 64 Abs. 3 AO).

Gewinn aus wirtschaftlichem Geschäftsbetrieb steuerfrei belassen
Gewinn bzw. Überschüsse der steuerpflichtigen wirtschaftlichen Geschäfts­
betriebe bleiben also körperschaft­ und gewerbesteuerfrei, wenn deren Ein­
nahmen im betroffenen Jahr nicht über 45.000 Euro (einschl. Umsatzsteuer) 
lagen. Damit erweitert sich der Spielraum, in dem gemeinnützige Einrichtun­
gen solche Mittelerwirtschaftungsbetriebe betreiben können, ohne ertrag­
steuerliche Folgen befürchten zu müssen.

neuregelung gilt schon für das vereinsjahr 2020
Diese Neuregelung tritt „am Tag nach der Verkündung“ in Kraft. Da das Jah­
ressteuergesetz 2020 am 28.12.2020 im Bundesgesetzblatt veröffentlicht wor­
den ist, gilt die neue Grenze also bereits für das Vereinsjahr 2020.

Finanzamt kann tatsächliche Geschäftsführung sofort prüfen 
Bisher bezog sich die Gewährung der Gemeinnützigkeit bei einer Neubean­
tragung (Feststellung der satzungsmäßigen Voraussetzungen nach § 60a 
Abs. 1 AO) ausschließlich auf die vorgelegte Satzung. Das Finanzamt durfte 
die Gemeinnützigkeit auch dann nicht verweigern, wenn sie Erkenntnisse 
hatte, dass tatsächliche Aktivitäten die Gemeinnützigkeit ausschlossen. Das 
hatte die Rechtsprechung ausdrücklich festgestellt (FG Baden­Württemberg, 

Geberkörperschaft 
muss sich nur der 
Gemeinnützigkeit ...

... des empfängers 
vergewissern

Manch ein verein 
wird keine ...

... ertrag- und 
Gewerbesteuer mehr 
zahlen müssen

Prüfmöglichkeit 
besteht schon bei 
Beantragung der 
Gemeinnützigkeit 
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Urteil vom 05.03.2018, Az. 10 K 3622/16 und FG Sachsen­Anhalt, Beschluss 
vom 21.04.2020, Az. 3 V 185/20, Abruf­Nr. 217878). Die Gemeinnützigkeit konn­
te folglich erst im Rahmen der Steuerveranlagung entzogen werden, bei der 
auch die „tatsächliche Geschäftsführung“ geprüft wird.

Das ändert sich. § 60a AO ist nämlich um Abs. 6 ergänzt worden. Und der 
lautet:

◼◼ Wortlaut § 60a Abs. 6 AO

Liegen bis zum Zeitpunkt des Erlasses des erstmaligen Körperschaftsteuerbe­
scheids oder Freistellungsbescheids bereits Erkenntnisse vor, dass die tatsächli­
che Geschäftsführung gegen die satzungsmäßigen Voraussetzungen verstößt, ist 
die Feststellung der Einhaltung der satzungsmäßigen Voraussetzungen nach 
Abs. 1 S. 1 abzulehnen. S. 1 gilt entsprechend für die Aufhebung bestehender 
Feststellungen nach § 60a.

Ziel der Regelung – so die Begründung im Gesetzesentwurf – ist, die rechts­
missbräuchliche Verwendung des Feststellungsbescheids nach § 60a AO 
auszuschließen. Damit kann z. B. bei extremistischen Organisationen die Ge­
meinnützigkeit vorab ausgeschlossen werden. In solchen Fällen soll gar nicht 
erst der „Rechtsschein der Gemeinnützigkeit“ entstehen.

Zwar kann das Finanzamt ertrag­ und umsatzsteuerliche Begünstigungen 
durch den Steuerbescheid wieder entziehen und nachversteuern. Das gilt 
aber nicht für das Ausstellen von Zuwendungsbestätigungen, was bis dahin 
möglich ist.

kooperationen mit gemeinnützigen einrichtungen
Nach dem im Gemeinnützigkeitsrecht geltenden Unmittelbarkeitsgrundsatz 
muss eine Körperschaft ihre satzungsgemäßen Zwecke grundsätzlich selbst 
verwirklichen. Das führte bisher dazu, dass Hilfsbetriebe in rechtlich eigen­
ständiger Form nicht gemeinnützig sein können, wenn sie nicht selbst einen 
gemeinnützigen Zweck verfolgen, sondern nur Leistungen für andere ge­
meinnützige Einrichtungen erbringen.

◼◼ Beispiel

Eine Wäscherei ist im Rahmen eines gemeinnützigen Krankenhauses ebenfalls 
begünstigt. Gliedert das Krankenhaus sie in eine Tochter­GmbH aus – z. B. als 
Dienstleisterin für verschiedene Krankenhäuser – führt der Unmittelbarkeits­
grundsatz dazu, dass die Wäscherei­GmbH nicht steuerbegünstigt ist, weil sie für 
sich nicht gemeinnützigkeitsfähig ist.

Das soll sich ab 2021 ändern. § 57 AO ist nämlich um Abs. 3 ergänzt worden. 
Dieser lautet:

extremistische 
Organisationen 
sollen die  
Gemeinnützigkeit ...

... erst gar nicht 
erlangen können

hilfsbetrieb musste 
bisher selbst 
gemeinnützigen 
zweck verfolgen

https://www.iww.de/vb/quellenmaterial/id/217878
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◼◼ Wortlaut § 57 Abs. 3 AO

Eine Körperschaft verfolgt ihre steuerbegünstigten Zwecke auch dann unmittel­
bar im Sinne des Absatzes 1 S. 1, wenn sie satzungsgemäß durch planmäßiges 
Zusammenwirken mit mindestens einer weiteren Körperschaft, die im Übrigen 
die Voraussetzungen der §§ 51 bis 68 erfüllt, einen steuerbegünstigten Zweck 
verwirklicht. Die §§ 14 sowie 65 bis 68 sind mit der Maßgabe anzuwenden, dass 
für das Vorliegen der Eigenschaft als Zweckbetrieb bei der jeweiligen Körper­
schaft die Tätigkeiten der nach S. 1 zusammenwirkenden Körperschaften zusam­
menzufassen sind.

Das planmäßige Zusammenwirken mit mindestens einer weiteren gemein­
nützigen Körperschaft gilt künftig als unmittelbare Zweckverwirklichung. 
Körperschaften können sich dadurch arbeitsteilig organisieren. Das gilt spe­
ziell auch für die Ausgliederung von Serviceleistungen in eigenständige Kör­
perschaften.

zweckbetriebseigenschaft
Leistungen, die den gemeinsamen Zweck im Rahmen eines wirtschaftlichen 
Geschäftsbetriebs verwirklichen, fallen dann nach den allgemeinen Rege­
lungen (§§ 65 bis 68 AO) in den Zweckbetrieb. Für die Prüfung der Zweckbe­
triebseigenschaft – so die Erläuterung im Gesetzesentwurf – wird die Ge­
samtleistung der beteiligten Organisationen betrachtet. Sind dabei die Anfor­
derungen an einen Zweckbetrieb erfüllt, werden die Teilleistungen bei allen 
Beteiligten als Zweckbetrieb behandelt.

Für Leistungen an nicht begünstigte Dritte gelten dann die allgemeinen Re­
gelungen. Sie sind also nur ein Zweckbetrieb, wenn sie als eigenständige 
Leistungen die Voraussetzungen dafür erfüllen. Sonst liegt ein steuerpflich­
tiger wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb vor.

◼◼ Beispiel

Die Wäschereileistungen der Wäscherei­GmbH in Kooperation mit der gemein­
nützigen Krankenhausgesellschaft sind ein Zweckbetrieb nach § 67 AO. Leistun­
gen der Wäscherei­GmbH an Dritte fallen in den steuerpflichtigen wirtschaftli­
chen Geschäftsbetrieb.

Wann liegt ein planmäßiges zusammenwirken vor?
Unklar bleibt aber im Gesetzestext und der ­begründung, was genau unter 
„planmäßigem Zusammenwirken“ zu verstehen ist. Der Begriff legt nahe, 
dass die Kooperation über die Erbringung zeitlich begrenzter oder einzelner 
Dienstleistungen hinaus gehen muss.

Wie eine solche Kooperation rechtlich ausgestaltet sein muss, um diese Vo­
raussetzungen zu erfüllen, wird die Finanzverwaltung bzw. Rechtsprechung 
noch klären müssen. Vermutlich wird in der Regel ein gesellschaftsrechtli­
cher Zusammenschluss erforderlich sein oder eine andere auf Dauer ange­
legte Form der Kooperation. In Frage kämen z. B.

„Planmäßiges 
zusammen- 
wirken“ ...

... gilt jetzt als un- 
mittelbare zweck-
verwirklichung

Für Leistungen an 
nicht begünstigte 
Dritte gelten ...

... noch die  
allgemeinen regeln

kooperation  
muss wohl auf  
Dauer angelegt sein
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◼� ein Konzernverbund mit Tochtergesellschaften und Kapitalbeteiligungen 
(z. B. bei der Ausgliederung von Teilbetrieben),

◼� Zusammenschlüsse in Form von BGB­Gesellschaften (z. B. von mehreren 
Vereinen zum gemeinsamen Bau und Betrieb einer Sporthalle),

◼� dachverbandliche Strukturen, bei denen der Dachverband Leistungen an 
seine Mitgliedsvereine erbringt.

PrAXisTiPP | Das könnte dazu führen, dass künftig die Gemeinnützigkeit bzw. 
die Zweckbetriebseigenschaft für Einrichtungen und Leistungen möglich ist, für 
die Rechtsprechung und Finanzverwaltung das bisher ausdrücklich abgelehnt 
haben. Das gilt z. B. für

◼� Geschäftsführungs­ und Verwaltungsleistungen eines Vereins für angeschlos­
sene Mitgliedsvereine;

◼� Hallenbauvereine: Die Errichtung einer Halle oder sonstiger Räumlichkeiten 
durch einen Hallenbauverein mit dem Ziel, sie anderen Vereinen zu überlas­
sen, ist bisher allein kein gemeinnütziger Zweck (OFD Frankfurt, Schreiben 
vom 05.05.2011, Az. S 0171 A – 83 – St 53, Abruf­Nr. 121293);

◼� die Personalgestellung an gemeinnützige Einrichtungen.

Nicht gelten wird das aber z. B. wahrscheinlich für den Zentraleinkauf eines 
gemeinnützigen Dachverbands für seine Mitglieder (BFH, Urteil vom 
15.10.1997, Az. II R 94/94). Hier fehlt es vermutlich am „planmäßigen Zusam­
menwirken“.

steuerbegünstigung für holdingkonstruktionen
Die neue Regelung des § 57 Abs. 4 AO ermöglicht künftig die Gemeinnützig­
keit von Holding­ und Beteiligungsgesellschaften:

◼◼ Wortlaut § 57 Abs. 4 AO

Eine Körperschaft verfolgt ihre steuerbegünstigten Zwecke auch dann unmittel­
bar im Sinne des Absatzes 1 S. 1, wenn sie ausschließlich Anteile an steuerbe­
günstigten Kapitalgesellschaften hält und verwaltet.

Was ist mit „ausschließlich“ gemeint? 
Der Wortlaut ist bezüglich des Begriffs „ausschließlich“ leider missverständ­
lich. Unklar bleibt, ob es für die Gemeinnützigkeit genügt, wenn Anteile an 
steuerbegünstigten Kapitalgesellschaften gehalten werden, ohne dass die 
Gesellschaft unmittelbar gemeinnützige Zwecke verfolgt, oder ob aus­
schließlich Anteile an gemeinnützigen Gesellschaften gehalten werden müs­
sen. Im zweiten Fall wäre also das zusätzliche Halten von Anteilen an nicht 
gemeinnützigen Gesellschaften gemeinnützigkeitsschädlich.

Die naheliegende Auslegung ist aber, „ausschließlich“ im Sinne von § 56 AO 
zu verstehen. Es müssten dann überwiegend Anteile an gemeinnützigen Ka­
pitalgesellschaften gehalten werden, sodass das den Hauptzweck der Kör­
perschaft ausmacht.

hier dürfte „plan- 
mäßiges zusammen-
wirken“ vorliegen

neuregelung  
öffnet Türen

Begriff muss noch 
definiert werden

https://www.iww.de/vb/quellenmaterial/id/84613
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Die Erweiterung des Unmittelbarkeitsgrundsatzes wird im Gesetzesentwurf 
damit begründet, dass sich durch die Aufteilung der Tätigkeit auf mehrere 
Gesellschaften nur die Struktur, aber nicht das gemeinnützigkeitsrechtliche 
Gesamtbild ändert.

vereinfachung für gemeinnützige konzernstrukturen
Die Neuregelung erleichtert es, im gemeinnützigen Sektor konzernartige 
Strukturen zu bilden. Bisher konnten Mutter­ und Beteiligungsgesellschaf­
ten nur gemeinnützig sein, wenn sie jeweils eigene steuerbegünstigte Tätig­
keiten ausübten. 

PrAXisTiPP | Künftig können alle Tätigkeiten in Tochtergesellschaften ausge­
lagert werden, während sich die Muttergesellschaft auf das Halten und Verwal­
tung der Anteile beschränkt. In Kombination mit der neuen Regelung des § 57 
Abs. 3 AO zu Kooperationen wäre auch eine stärkere Ausdifferenzierung der Leis­
tungen innerhalb eines solchen Konzerns möglich, weil auch Gesellschaften ge­
meinnützig sein können, die Dienstleistungen innerhalb des Konzernverbunds 
erbringen, die für sich genommen nicht gemeinnützig sind.

verbesserte Finanzierungsmöglichkeiten
Durch die Neuregelung verbessern sich auch die Finanzierungsmöglichkei­
ten für gemeinnützige Einrichtungen in Form von Kapitalgesellschaften. Statt 
als Zuwendungen können Mittel auch in Form von Beteiligungen gegeben 
werden.

Das wäre z. B. ein „Geschäftsmodell“ für Stiftungen, die bestimmte gemein­
nützige Zwecke nicht nur punktuell, sondern dauerhaft fördern wollen und 
über die Beteiligungen auch Einfluss auf die Umsetzung der geförderten Pro­
jekte nehmen können.

Verbessert wird so auch die gemeinsame Finanzierung z.  B. über Kredite 
(Cash Pooling), durch die günstigere Konditionen auf dem Kapitalmarkt er­
reicht werden können. Auch die Bereitstellung von Liquidität aus ertragsstär­
keren Teilgesellschaften an Beteiligte mit entsprechenden Finanzbedarf ist 
in Verbindung mit der der erweiterten Mittelweitergabe nach dem neuen § 58 
Nr. 1 AO fast unbeschränkt möglich.

Außerdem können Holding­ und Beteiligungsgesellschaften für ein gemein­
sames Fundraising genutzt werden. Da die Neuregelung des § 58 Nr. 1 AO 
eine unbeschränkte Mittelweitergabe ermöglicht, können die zentral akqui­
rierten Mittel beliebig auf die beteiligten Gesellschaften verteilt werden.

◼◼ Beispiel

Die Mutter­ oder Beteiligungsgesellschaft zentralisiert die Spendensammlung 
für alle beteiligten Gesellschaften. Sie kann auch ohne eigene unmittelbare Sat­
zungstätigkeiten Zuwendungsbetätigungen ausstellen und die Spendenmittel 
weiterreichen.

konzernmutter kann 
sich aufs verwalten 
der Anteile  
beschränken ...

... und das operative 
Geschäft an Töchter 
ausslagern

Möglichkeit  
zum cash Pooling  
ist jetzt eröffnet
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Abgrenzung zum Dachverband
Die Gemeinnützigkeit für Holding­ und Beteiligungsgesellschaften ist auch 
deswegen eine erhebliche Ausweitung der Möglichkeit für gemeinnützige 
Zusammenschlüsse, weil das durch die Dachverbandsregelung des § 57 
Abs. 2 AO bisher nicht möglich war. Ein solcher Zusammenschluss liegt nach 
Auffassung der Finanzverwaltung vor, wenn die Einrichtung ausschließlich 
allgemeine, aus der Tätigkeit und Aufgabenstellung der Mitgliederkörper­
schaften erwachsene Interessen wahrnimmt (AEAO, Ziff. 3 zu § 57). 

Verlangt ist demnach eine umfassende Vertretungs­ bzw. Repräsentations­
funktion der Dachorganisation für ihre Mitglieder oder dass die Dachorgani­
sation die in ihr zusammengefassten Körperschaften bei der Erfüllung ihrer 
gemeinnützigen Zwecke allgemein oder in wichtigen Teilbereichen unter­
stützt (FG Düsseldorf, Urteil vom 08.05.1991, Az. 7 K 89/86 U).

Dagegen fallen Körperschaften, in denen lediglich einzelne Tätigkeitsberei­
che gemeinnütziger Körperschaften zur gemeinsamen Aufgabenwahrneh­
mung zusammengefasst sind, nicht in den Anwendungsbereich des § 57 
Abs.  2 AO. Das gilt z.  B. für bloße Verwaltungs­ und Serviceleistungen für 
Mitgliedsorganisationen (FG Niedersachsen, Urteil vom 05.12.2007, Az. 5 K 
312/02). 

PrAXisTiPP | Beides ist durch die Neuregelung der Absätze 3 und 4 des § 57 
AO jetzt möglich.

Änderungen beim spendenrecht
Auch beim Spendenrecht hat das JStG 2020 praxisrelevante Änderungen ge­
bracht. 

vereinfachter spendennachweis gilt jetzt bis 300 euro
Für Zuwendungen bis zu 200 Euro genügt als steuerlicher Spendennachweis 
ein Bareinzahlungsbeleg oder die Buchungsbestätigung eines Kreditinsti­
tuts. Ein Zuwendungsnachweis nach amtlichem Mustertext ist nicht erfor­
derlich. Diese Regelung zum vereinfachten Spendennachweis ist nach § 50 
Abs. 4 S. 1 Nr. 2 EStDV von 200 Euro auf 300 Euro erweitert worden. 

Wichtig | Die Neuregelung gilt lt. JStG 2020 schon für Zuwendungen, die 
dem Zuwendungsempfänger nach dem 31.12.2019 zugeflossen sind (§ 84 Abs. 
2c EStDV). Den vereinfachten Spendennachweis können gemeinnützige Ver­
eine also schon für entsprechende Spenden nutzen, die sie im Jahr 2020 be­
kommen haben.

PrAXisTiPP | Die Kleinspendenregelung ermöglicht es, bei Spendenaufrufen 
den Verwaltungsaufwand erheblich zu senken. Durch die Erhöhung des Maximal­
betrags, der ohne Zuwendungsbestätigung abzugsfähig ist, erweitert sich hier 
das mögliche Spendenvolumen für gemeinnützige Einrichtungen.

Bisher verlangte 
umfassende ... 

... vertretungs- bzw. 
repräsentations-
funktion der 
Dachorganisation ...

... ist Geschichte

Bei spenden bis 300 
euro braucht es 
keine spendenbe-
scheinigungen mehr
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Das neue zuwendungsempfängerregister
Mit dem neuen § 60b AO wird 2024 ein Zuwendungsempfängerregister einge­
führt. Zuständig dafür ist das Bundeszentralamt für Steuern. Die Daten dafür 
werden von den Finanzämtern übermittelt. Das Register ist öffentlich zu­
gänglich. Es soll transparent machen, welche Organisationen Zuwendungs­
bestätigungen ausstellen dürfen.

Das Zuwendungsempfängerregister soll alle steuerbegünstigten Körper­
schaften, Personenvereinigungen und Vermögensmassen enthalten – also 
alle gemeinnützigen Einrichtungen unabhängig von der Rechtsform. Einge­
tragen werden

◼� die Wirtschafts­Identifikationsnummer,
◼� der Name der Körperschaft,
◼� die Anschrift,
◼� die steuerbegünstigten Zwecke,
◼� das zuständige Finanzamt,
◼� das Datum des letzten Freistellungs­ bzw. Feststellungsbescheids und
◼� die Bankverbindung.

PrAXisTiPP | Ihre gemeinnützige Einrichtung betrifft keine Meldepflicht. Das 
Bundeszentralamt für Steuern bekommt die Daten vom Finanzamt übermittelt.

Das Bundeszentralamt für Steuern übernimmt künftig auch die Auswertung 
der Verfassungsschutzberichte. D. h. es prüft, dass gemeinnützige Körper­
schaft keine Bestrebungen im Sinne des § 4 des Bundesverfassungsschutz­
gesetzes fördern und dem Gedanken der Völkerverständigung nicht zuwider­
handeln und leiten die Ergebnisse an die Finanzämter weiter.

Auslandsspenden
Ab 2025 soll der amtliche Mustertext für Zuwendungsbestätigungen auch für 
ausländische Spendenempfänger gelten. § 50 Abs. 1 S. 2 EStDV wird deswe­
gen aufgehoben. Das ist möglich, weil das Bundeszentralamt für Steuern 
künftig dafür zuständig ist, zu prüfen, ob Körperschaften, die ihren Sitz nicht 
im Geltungsbereich des Grundgesetzes haben, den Voraussetzungen der 
§§ 51 bis 68 AO entsprechen. Bisher nimmt diese Prüfung das Finanzamt vor, 
das für den jeweiligen Spender zuständig ist. Ausländische Organisationen 
haben künftig einen Anspruch auf eine inhaltliche Überprüfung der Gemein­
nützigkeit für ihre Tätigkeit, wenn sie einem deutschen Steuerpflichtigen eine 
Zuwendung bestätigen möchten.

neue gemeinnützige katalogzwecke
Auch der Katalog gemeinnütziger Zwecke in § 52 Abs. 2 AO ist durch das JStG 
ergänzt bzw. spezifiziert worden.

klimaschutz
Ausdrücklich aufgenommen wird ergänzend zum Umweltschutz der Klima­
schutz. In § 52 Abs. 2 S. 1 Nr. 8 AO werden dazu nach dem Wort „Umwelt­
schutzes,“ die Wörter „einschließlich des Klimaschutzes“ eingefügt.

Gesetzgeber will 
mehr Transparenz 
im Bereich der 
begünstigten ....

... spenden- 
sammelnden 
Organisationen

Amtlicher Muster-
text gilt ab 2025 auch 
für ausländische 
spendenempfänger 
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Der Klimaschutz ist grundsätzlich schon jetzt im Rahmen des Umweltschut­
zes begünstigt. Die Einfügung dient deswegen vor allem der Klarstellung für 
den Fall, dass Umwelt­ und Naturschutz Ziele des Klimaschutzes möglicher­
weise nicht gänzlich abdecken.

hilfe diskriminierter Menschen
§ 52 Abs. 2 S. 1 Nr. 10 AO wird um „Förderung der Hilfe für Menschen, die auf 
Grund ihrer geschlechtlichen Identität oder ihrer geschlechtlichen Orientie­
rung diskriminiert werden“ ergänzt. Grundsätzlich war dieser Zweck schon 
bisher begünstigt. Er kommt aber – so die Gesetzesbegründung – in den be­
stehenden Katalogzwecken nicht ausreichend zum Ausdruck. Aufgrund der 
gesellschaftlichen Entwicklung wird des Gemeinnützigkeitsrecht deshalb 
angepasst.

Ortsverschönerung
Die Steuerbegünstigung für Heimatpflege und Heimatkunde wird um die 
„Ortsverschönerung“ ergänzt (§ 52 Abs. 2 S. 1 Nr. 22 AO).

Zwar ist dieser Zweck grundsätzlich schon jetzt begünstigt. Er verbindet aber 
Zwecke wie Landschaftspflege, Heimatpflege, Naturschutz und Denkmal­
pflege. Vereine, die auch die Ortsverschönerung als Zweck hatten, mussten 
deswegen diese Katalogzwecke in die Satzung aufnehmen. Das wird durch 
die ausdrückliche Aufnahme der Ortsverschönerung in die begünstigten 
Zwecke vereinfacht.

Freifunk
Die schon lange geforderte Gemeinnützigkeit des „Freifunks“ ist ebenfalls 
umgesetzt worden. Bisher war dieser Zweck nur in Kombination mit techni­
scher Bildung u. ä. begünstigt. Die Aufnahme in § 52 Abs. 2 S. 1 Nr. 23 AO er­
möglicht es, auch solche Freifunk­Initiativen als gemeinnützig anzuerken­
nen, die auch bzw. ausschließlich Freifunk­Netze aufbauen und unterhalten.

Unter „Freifunk“ werden nichtkommerzielle Initiativen eingeordnet, die sich 
der Förderung der lokalen Kommunikation sowie der technischen Bildung, 
dem Aufbau und Betrieb eines lokalen freien Funknetzes widmen. Die Ab­
grenzung von kommerziellen und nichtkommerziellen Funknetzbetreibern 
ist nicht näher geregelt. Auch gemeinnützige Freifunk­Initiativen werden ja 
über Mitgliedsbeiträge faktisch Entgelte für die Nutzung erheben. 

In jedem Fall sind diese Mitgliedsbeiträge wegen der Einordnung unter die 
sog. privilegierten Freizeitzwecke des § 52 Abs. 2 S. 1 Nr. 23 AO nicht steuer­
lich abzugsfähig.

Friedhofsverwaltung
In den Katalog gemeinnütziger Zwecke (als Nummer 26) neu aufgenommen 
worden ist die „Förderung der Unterhaltung und Pflege von Friedhöfen und 
die Förderung der Unterhaltung von Gedenkstätten für nichtbestattungs­
pflichtige Kinder und Föten.“ Bisher war die Unterhaltung eines Friedhofs 
kein gemeinnütziger Zweck (FG Münster, Urteil vom 19.02.2018, Az. 13 K 
3313/15 F, Abruf­Nr. 200847). 

Gesetzliche  
klarstellung

Ortsverschönerung 
als alleiniger ...

... satzungszweck 
reicht jetzt für 
Gemeinnützigkeit 
aus

Mitgliedsbeiträge 
sind aber nicht 
abzugsfähig

neue nummer 26  
im Gemeinnützig-
keitskatalog

https://www.iww.de/vb/quellenmaterial/id/200847
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verein betreibt 
Begegnungszentrum 
und Beratungsstelle

Ab jetzt kann auch bei privatrechtlichen Organisationen die Friedhofsverwal­
tung (mit Pflege und Unterhaltung des Friedhofsgeländes und der Baulich­
keiten) gemeinnützig sein. Neben der eigentlichen Bestattung gehören dazu 
auch Tätigkeiten wie die Grabfundamentierung, das Vorhalten aller erforder­
lichen Einrichtungen und Dienstleistungen wie Wächterdienste, Sargaufbe­
wahrung, Sargtransportdienste im Friedhofsbereich, Totengeleit, Kranzan­
nahme, Graben der Gruft und ähnliche Leistungen. Gleiches gilt für das Läu­
ten der Glocken, die übliche Ausschmückung des ausgehobenen Grabes und 
die musikalische Umrahmung der Trauerfeier.

Begünstigt ist auch die Unterhaltung von Gedenkstätten für sog. „Sternen­
kinder“, die nicht bestattet werden können.

Wichtig | Die seelsorgerische Betreuung der Angehörigen ist schon bisher 
ein mildtätiger Zweck nach § 53 AO.

neue katalogzweckbetriebe
§ 66 bis 68 AO definiert besondere Zweckbetriebe (Katalogzweckbetriebe). 
Anders als bei den allgemeinen Zweckbetrieben (§ 65 AO) muss hier für die 
Steuerbegünstigung nicht nachgewiesen werden, dass sie für die Erreichung 
des Satzungszwecke notwendig sind und nicht mehr als unvermeidbar in 
Konkurrenz zu gleichen oder ähnlichen nicht begünstigen Betrieben treten.

Flüchtlingseinrichtungen
Als eigener Zweckbetrieb sind mit § 68 Nr. 1c AO „Einrichtungen zur Versor­
gung, Verpflegung und Betreuung von Flüchtlingen“ aufgenommen worden.

Dabei gilt die Einschränkung des § 66 Abs. 2 AO. Ein Zweckbetrieb liegt also 
nicht vor, wenn Einrichtungen zur Versorgung, Verpflegung und Betreuung 
von Flüchtlingen des Erwerbs wegen betrieben werden. Sie müssen also wie 
alle Wohlfahrtspflegebetriebe die Mittelverwendung für die mildtätige Sphä­
re auch im Rahmen der Steuererklärung (Anlage Gem) nachweisen.

Flüchtlingseinrichtungen waren bereits bisher regelmäßig Zweckbetriebe 
nach § 66 AO. Bisher musste aber in jedem Einzelfall geprüft werden, ob es 
sich bei den Leistungsempfänger um hilfsbedürftige Personen im Sinne des 
§ 53 AO handelt. Diese Prüfung entfällt mit der Neuregelung.

Fürsorge für psychische und seelische erkrankungen
In § 68 Nr. 4 AO ist der Zweckbetriebsumfang für Einrichtungen erweitert 
worden, die sich um die Fürsorge blinder und körperbehinderter Menschen 
kümmern. Begünstigt ist jetzt auch die „Durchführung der Fürsorge für psy­
chische und seelische Erkrankungen bzw. Behinderungen“.

 ↘ WEITERFÜHRENDER HINWEIS

• Die Änderungen, die das JStG 2020 im umsatzsteuerlichen Bereich (vor allem bei den 
Umsatzsteuerbefreiungen nach § 4 UStG) mit sich gebracht hat, stellt Ihnen VB in der 
Februar-Ausgabe vor�

Bestattung und 
andere Tätigkeiten 
sind genauso 
begünstigt wie ....

... Gedenkstätten 
für „sternenkinder“

eigener zweckbe-
trieb in § 68 nr. 1c AO

siehe AUch
Umsatzsteuer-neue-

rungen in vB 2/2021
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UMSATZSTEUER

euGh begrenzt steuerbefreiung im sport

| Nach der bisherigen Rechtsauffassung war die Umsatzsteuerbefreiung 
für Sportvereine im Gemeinschaftsrecht weiter gefasst als im deutschen 
Recht. Jetzt hat sich der EuGH höchstselbst positioniert und klargestellt: 
Die nationalen Regelungen sind ausschlaggebend. |

Um diesen Fall ging es beim euGh
Geklagt hatte ein nicht gemeinnütziger Golfverein, der u. a. Einnahmen aus 
der Nutzung des Golfplatzes sowie der Vermietung von Golfbällen und Cad­
dies hatte. Das Finanzamt hatte diese Umsätze der Umsatzsteuer unterwor­
fen, weil sie nicht nach § 4 Nr. 22a UStG befreit waren. Weder war der Verein 
gemeinnützig noch handelte es sich bei den Umsätzen um solche aus sport­
lichen Veranstaltungen.

Das FG München hatte dem Verein dagegen Recht gegeben (FG München, 
Urteil vom 29.03.2017, Az. 3 K 855/15, Abruf­Nr. 195523). Er könne sich auf Art. 
132 Abs. 1 Buchst. m der Mehrwertsteuersystemrichtlinie (MwStSystRL) be­
rufen. Die Befreiungsvorschrift sei weitergefasst als die nationale Regelung 
des § 4 Nr. 22a UStG. Der zur Revision angerufene BFH legte den Fall zur 
Vorabentscheidung dem EuGH vor. 

Die entscheidung des euGh 
Der entschied jetzt, dass sich aus der MwStSystRL keine Ausweitung der 
deutschen Befreiungsvorschrift ergibt.

eU-recht legt Umsatzsteuerbefreiung weiter aus als in deutschem recht
Nach Art. 132 Abs. 1 Buchst. m MwStSystRL befreien die Mitgliedstaaten fol­
gende Umsätze von der Steuer:

◼� bestimmte, in engem Zusammenhang mit Sport und Körperertüchtigung 
stehende Dienstleistungen, die Einrichtungen ohne Gewinnstreben an Per­
sonen erbringen, die Sport oder Körperertüchtigung ausüben;

Die entsprechende Regelung im deutschen Umsatzsteuerrecht findet sich in 
§ 4 Nr. 22b UStG. Umsatzsteuerfrei sind demnach

◼� andere kulturelle und sportliche Veranstaltungen, die von juristischen 
Personen des öffentlichen Rechts, von Verwaltungs­ und Wirtschaftsaka­
demien, von Volkshochschulen oder von Einrichtungen, die gemeinnützi­
gen Zwecken oder dem Zweck eines Berufsverbandes dienen, durchge­
führt werden, soweit das Entgelt in Teilnehmergebühren besteht.

Deutsche regelung im UstG befreit aber nur sportveranstaltungen 
Nach der deutschen Regelung sind also nur Sportveranstaltungen befreit. 
Nach der MwStSystRL dagegen Dienstleistungen, die in engem Zusammen­
hang mit Sport und Körperertüchtigung stehen. Die bisherige Auffassung da­
zu war, dass sich Sportvereine auf Gemeinschaftsrecht berufen können, weil 

nicht gemein- 
nütziger Golfclub 
wollte Umsätze ...

... aus der  
Platzvermietung 
unbesteuert lassen

Diskrepanz zwischen 
Befreiungsregelun-
gen im eU-recht ...

... und im deutschen 
Umsatzsteuerrecht

https://www.iww.de/vb/quellenmaterial/id/195523
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die nationale Vorschrift deren Vorgaben nicht ausreichend umsetzte. Aller­
dings werden nach Art. 132 Abs. 1m MwStSystRL nur „bestimmte“ Dienstleis­
tungen befreit. Die Frage ist also, wer für die Eingrenzung zuständig ist. 

euGh: nur bestimmte Dienstleistungen sind befreit
Das hat der EuGH jetzt klargestellt: Es ist der nationale Gesetzgeber. Die Vor­
schrift verpflichtet die Mitgliedstaaten nicht dazu, allgemein alle Dienstleis­
tungen von der Steuer zu befreien, die in engem Zusammenhang mit Sport 
und Körperertüchtigung stehen. Art. 132 Abs. 1m MwStSystRL ist vielmehr 
eng auszulegen. Er räumt den Mitgliedstaaten einen Ermessensspielraum 
für die inhaltliche Präzisierung ein. Das bedeutet, dass sich Sportvereine 
nicht auf Gemeinschaftsrecht berufen können, wenn Leistungen nicht unter 
den in § 4 Nr. 22b UStG definierten Begriff „sportliche Veranstaltung“ fallen 
(EuGH, Urteil vom 10.12.2020, Rs. C­488/18, Abuf­Nr. 219620).

Was sind begünstigte „sportliche veranstaltungen“?
Unter sportlichen Veranstaltungen sind nach der Definition des BFH die or­
ganisatorischen Maßnahmen eines Vereins zu verstehen, die es sowohl Mit­
gliedern als auch Nichtmitgliedern ermöglichen, Sport und Training zu be­
treiben (BFH, Urteil vom 25.07.1996, Az. V R 7/95). Dazu gehören vor allem

◼� Turniere und Wettkämpfe,
◼� Schaukämpfe und Schauauftritte,
◼� Sportkurse und Sportunterricht sowie
◼� Sportreisen, wenn die sportliche Betätigung im Vordergrund steht.

Die Teilnahme von Publikum ist nicht erforderlich. Es ist unschädlich, wenn 
sich ausschließlich Vereinsmitglieder betätigen. Eine bestimmte Organisati­
onsform oder Organisationsstruktur ist nicht Voraussetzung. So kann auch 
ein Training eine sportliche Veranstaltung sein. Es muss sich auch nicht um 
eine eigene Veranstaltung des Vereins handeln. Eine sportliche Veranstal­
tung kann auch dann vorliegen, wenn ein Sportverein im Rahmen einer ande­
ren Veranstaltung eine sportliche Darbietung präsentiert (BFH, Urteil vom 
04.05.1994, Az. XI R 109/90). Das gilt z. B. auch für Schauauftritte im Rahmen 
einer kommerziellen Veranstaltung.

Geringe Anforderungen an den organisatorischen rahmen
Eine sportliche Veranstaltung liegt bereits dann vor, wenn der Verein einen 
allgemeinen organisatorischen Rahmen für die Sportausübung liefert. Das 
muss nicht unbedingt eine komplexe Organisationsleistung sein. Schon zeit­
liche Vorgaben und die Gesamtaufsicht über die Einhaltung der erforderli­
chen Abläufe und Sicherheitsmaßnahmen genügen, wenn mehrere Sportler 
gleichzeitig den Sport ausüben.

◼◼ Beispiel

An einem Schießstand liegt bereits dann eine sportliche Veranstaltung vor, wenn 
Aufsichtspersonen das Schießen überwachen und dafür sorgen, dass die Rege­
lungen der Schießordnung beachtet werden. Die Überlassung von Schießständen 
und Waffen ist dann in diesem Rahmen umsatzsteuerbefreit (FG München, Urteil 
vom 29.01.2015, Az. 14 K 1553/12, Abruf­Nr. 144636).

Mitgliedstaat kann 
Befreiungsregeiung 
in der MwstsystrL
präzisieren

nationale recht-
sprechung hat den ...  

... „Auslegungs- 
rahmen“ vorgegeben 
und entwickelt

Allgemeiner orga- 
nisatorischer rah- 
men für die sport- 
ausübung reicht

https://www.iww.de/vb/quellenmaterial/id/219620
https://www.iww.de/vb/quellenmaterial/id/177301
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Welche Leistungen sind nicht mehr befreit?
Nicht mehr befreit sind alle Leistungen von Sportvereinen, die die Anforde­
rungen an eine sportliche Veranstaltung nicht erfüllen. Das sind vor allem

◼� Einzelunterricht: Eine sportliche Veranstaltung liegt nicht mehr vor, wenn 
sich die organisatorische Maßnahme auf Sonderleistungen für einzelne 
Personen beschränkt (BFH, Urteil vom 02.03.2011, Az. XI R 21/09, Abruf­Nr. 
112151),

◼� die Nutzungsüberlassung von Sportanlagen und Sportgeräten (BFH, Urteil 
vom 25.07.1996, Az. V R 7/95),

◼� die Beförderung der Sportler zu den Sportstätten,
◼� die Genehmigung von Wettkampfveranstaltungen und die Ausstellung oder 
Verlängerung von Sportausweisen durch einen Sportverband.

zweckbetriebszuordnung gewinnt an Bedeutung
Auch wenn keine sportliche Veranstaltung nach § 4 Nr. 22a UStG vorliegt, ist 
die Überlassung von Sportanlagen und Sportgeräten an Mitglieder und das 
Einzeltraining für Mitglieder ein Zweckbetrieb nach § 67a AO. Hier gilt der 
ermäßigte Umsatzsteuersatz. Durch den ermäßigten Steuersatz werden die 
Mitglieder als Endverbraucher nur wenig belastet. Im Gegenzug ist der Ver­
ein vorsteuerabzugsfähig. Die Umsatzbesteuerung führt hier also zwar zu 
einem Verwaltungsmehraufwand aber in der Regel zu keiner Mehrbelastung. 
Vielfach führt der Vorsteuerabzug – bei gleichen Bruttopreisen – oft sogar zu 
höheren Erträgen.

Anders sieht es aus, wenn die genannten Leistungen an Nichtmitglieder er­
bracht werden. Hier gilt der Regelsteuersatz. Entsprechend höher sind die 
Kosten für die Nutzer.

Diese Gestaltungsmöglichkeiten können vereine nutzen
Die relativ geringen Anforderungen an den organisatorischen Rahmen, der 
für eine sportliche Veranstaltung nach § 4 Nr. 22b UStG erforderlich ist, bie­
ten für Vereine Gestaltungsmöglichkeiten. So wird aus der Überlassung von 
Sportgeräten und Anlagen eine sportliche Veranstaltung, wenn Trainer oder 
Übungsleiter anwesend sind, die die Sportler betreuen oder Tipps geben.

◼◼ Beispiel

Das gilt etwa für Fitnessstudios gemeinnütziger Sportvereine. Werden lediglich 
Räume und Sportgeräte ohne qualifizierte Betreuung überlassen, liegt ein 
Zweckbetrieb nur vor, wenn die Nutzer Mitglieder des Sportvereins sind. Werden 
die Nutzer der Räume und Geräte beim Training dagegen von einem Übungsleiter 
betreut, ist der wirtschaftliche Geschäftsbetrieb als sportliche Veranstaltung ein 
Zweckbetrieb im Sinne von § 67a AO (OFD Frankfurt, Schreiben vom 21.05.2008, 
Az. S 0186 a A – 11 – St 53, Abruf­Nr. 195387). Das gilt auch für Nutzer, die nicht 
Vereinsmitglieder sind. Grundsätzlich greift dann auch die Umsatzsteuerbefrei­
ung – mindestens aber der ermäßigte Steuersatz.

Das zählt nicht  
als „sportliche 
veranstaltung“

vorsteuerabzug im 
Mitgliederbereich 
kann für verein 
sogar attraktiv sein

Aus der überlassung 
von sportgeräten ...

... eine sportliche 
veranstaltung 
machen

https://www.iww.de/vb/quellenmaterial/id/67243
https://www.iww.de/vb/quellenmaterial/id/195387
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VEREINSRECHT

Gesetzgeber erleichtert nochmals virtuelle und 
verschiebung der Mitgliederversammlung 

| Die Corona­Pandemie hat den Gesetzgeber veranlasst, beim Thema Mit­
gliederversammlung noch einmal Hand anzulegen. Das „Gesetz über Maß­
nahmen im Gesellschafts­, Genossenschafts­, Vereins­, Stiftungs­und 
Wohnungseigentumsrecht zur Bekämpfung der Auswirkungen der COVID­
19­Pandemie“ (GesRuaCOVBekG) ist mit Billigung des Bundesrats am 
18.12.2020 noch einmal geändert worden. Die virtuelle Mitgliederversamm­
lung wird genauso erleichtert wie die Verschiebung der Versammlung. |

rechtliche Absicherung virtueller versammlungen
Die gesetzliche Regelung des § 32 Abs. 1 S. 1 BGB verlangt grundsätzlich eine 
„Präsenz­Mitgliederversammlung“. Die einzige gesetzliche Alternative dazu 
ist eine schriftliche Abstimmung, die aber eine einstimmige Beschlussfas­
sung aller Mitglieder verlangt. Nach der regulären Rechtslage war eine vir­
tuelle Versammlung deswegen nur möglich, wenn die Satzung dazu eine kla­
re Regelung enthielt. 

Die bisherige regelung zur virtuellen Mitgliederversammlung
Im Frühjahr 2020 war dann das o. g. GesRuaCOVBekG in Kraft getreten (Ab­
ruf­Nr. 214945). Es ermöglichte erstmals, eine virtuelle Mitgliederversamm­
lung durchzuführen, wenn es dafür keine Satzungsgrundlage gab. Das Prob­
lem war, dass diese Regelung als Kann­Bestimmung ausgestaltet war. § 5 
Abs. 2 Nr. 1 GesRuaCOVBekG lautet nämlich wie folgt::

◼◼ Wortlaut von § 5 Abs. 2 nr. 1 GesruacOvBekG alt

Abweichend von § 32 Abs. 1 S. 1 des Bürgerlichen Gesetzbuchs kann der Vorstand 
auch ohne Ermächtigung in der Satzung Vereinsmitgliedern ermöglichen,  

1. an der Mitgliederversammlung ohne Anwesenheit am Versammlungsort teil­
zunehmen und Mitgliederrechte im Wege der elektronischen Kommunikation 
auszuüben (…).

rechtliche Unsicherheit der bisherigen übergangsregelung
Die Übergangsregelung enthielt aber eine grundsätzliche rechtliche Unsi­
cherheit: Wird einem Mitglied die Teilnahme an der Mitgliederversammlung 
unangemessen erschwert, kann es die Beschlüsse anfechten. Genau das war 
bei einer virtuellen Versammlung der Fall. Dass das Mitglied über die techni­
sche Ausstattung zur Teilnahme verfügen musste und auch über die erfor­
derlichen Kenntnisse, konnte eine solche Erschwernis darstellen. 

Nach der geltenden Rechtauffassung (sog. Relevanztheorie) genügt ein ein­
ziges Mitglied, das eine solche Erschwernis nachweisen kann, um alle Be­

BGB-vorschrift zur 
„Präsenz-Mitglie-
derversammlung ...

... war  
corona-bedingt 
aufgeweicht worden

virtuelle  
versammlung war 
vielfach anfechtbar

https://www.iww.de/vb/quellenmaterial/id/214945
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schlüsse der Mitgliederversammlung durch Anfechtung zu kippen. Deswe­
gen musste die virtuelle Versammlung regelmäßig durch die Möglichkeit der 
schriftlichen Abstimmung ergänzt werden. 

Hier ist das Problem, dass die schriftliche Beschlussfassung nach § 5 Abs. 2 
Nr. 2 GesRuaCOVBekG bereits vor der Versammlung erfolgen musste. Be­
schlussvorlagen konnten also in der Versammlung nicht mehr geändert wer­
den. Insbesondere bei Wahlen ist das problematisch, weil nach Beginn der 
schriftlichen Abstimmung keine neuen Kandidaten mehr aufgestellt werden 
konnten.

neu: vorstand kann virtuelle versammlung verbindlich anordnen
Das ändert sich mit der Neuregelung des § 5 Abs. 2 Nr. 1 GesRuaCOVBekG 
(Gesetz zur weiteren Verkürzung des Restschuldbefreiungsverfahrens und 
zur Anpassung pandemiebedingter Vorschriften im Gesellschafts-, Genos-
senschafts-, Vereins- und Stiftungsrecht sowie im Miet- und Pachtrecht, Ab­
ruf­Nr. 219619). Künftig gilt: Der Vorstand kann anordnen, dass die Mitglieder

◼◼ Wortlaut von § 5 Abs. 2 nr. 1 GesruacOvBekG neu

1. an der Mitgliederversammlung ohne Anwesenheit am Versammlungsort teil­
nehmen, und Mitgliederrechte im Wege der elektronischen Kommunikation 
ausüben können oder müssen.

Das kommt einer verbindlichen Regelung der virtuellen Mitgliederversamm­
lung in der Satzung gleich. Die Mitglieder können sich also nicht mehr auf die 
Erschwernis der Teilnahme berufen.

PrAXisTiPP | Diese Regelung hilft Vereinen vor allem dann, wenn nur wenige 
Mitglieder die Teilnahme an der virtuellen Mitgliederversammlung verweigern. 
Sind größere Teile der Mitglieder (etwa altersbedingt) nicht internetaffin, wird die 
virtuelle Mitgliederversammlung eine zwar rechtlich mögliche, aber sicher nicht 
empfehlenswerte Option sein.

verschiebung der Mitgliederversammlung
Virtuelle Versammlungen sind in vielen Vereinen nicht praktikabel. Die 
schriftliche Beschlussfassung, die nach der Übergangsregelung erleichtert 
wurde, scheitert aber oft an dem immer noch recht hohen Beteiligungsquo­
rum von 50 Prozent.

neuregelung beseitigt Unsicherheit bei verschiebung
Viele Vereine müssen ihre lt. Satzung erforderliche turnusmäßige Mitglieder­
versammlung deswegen aufschieben. Bei Vorständen herrscht dabei Unsi­
cherheit darüber, ob das rechtlich zulässig ist und eventuelle Haftungsfolgen 
für sie entstehen können. Hier trifft nun die Neuregelung von § 5 Abs. 2 Nr. 2a 
GesRuaCOVBekG ebenfalls eine Klarstellung: 

Meist zusätzliche 
schriftliche 
Abstimmung 
erforderlich

Mitglieder können 
sich nicht mehr ...

... auf erschwernis 
der Teilnahme 
berufen

rechtssicherheit  
für den vorstand

https://www.iww.de/vb/quellenmaterial/id/219619
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◼◼ Wortlaut von § 5 Abs. 2 nr. 2a GesruacOvBekG neu

Abweichend von § 36 des Bürgerlichen Gesetzbuchs ist der Vorstand nicht ver­
pflichtet, die in der Satzung vorgesehene ordentliche Mitgliederversammlung 
einzuberufen, solange die Mitglieder sich nicht an einem Ort versammeln dürfen 
und die Durchführung der Mitgliedersammlung im Wege der elektronischen 
Kommunikation für den Verein oder die Vereinsmitglieder nicht zumutbar ist.

Pandemiebestimmungen der Länder geben den rahmen vor
Damit ist gesetzlich klargestellt, dass der Vorstand die Mitgliederversamm­
lung ohne rechtliche Folgen verschieben kann, solange die Pandemieaufla­
gen bestehen. Es kommt hier auf die landesrechtlichen Regelungen an. Der 
Vorstand hat keinen Ermessensspielraum. Er kann sich also nicht darauf be­
rufen, dass immer noch gesundheitliche Bedenken gegen eine Präsenzver­
sammlung bestehen, wenn die Behörde solche Auflagen aufgehoben hat.

ermessensspielraum kennen und nutzen 
Mehr Ermessenspielraum hat der Vorstand bei der Frage, ob eine virtuelle 
Versammlung den Mitgliedern zumutbar ist. Die Entscheidung darüber liegt 
zunächst bei ihm. Es kommt hier aber auf die Mitglieder an. Dass der Verein 
den technischen und organisatorischen Aufwand einer virtuellen Mitglieder­
versammlung scheut, kann nach der gesetzlichen Neuregelung kein Kriteri­
um sein, die Versammlung ständig zu verschieben.

Minderheitenbegehren bleibt möglich
Auch wenn die Satzung einen bestimmten Termin oder Turnus für die Mit­
gliederversammlung vorsieht, ergibt sich daraus nur im Sonderfall eine Kla­
gemöglichkeit einzelner Mitglieder zur Durchsetzung der Satzungsvorschrift. 
Regelmäßig sind die Mitglieder auch hier auf das Minderheitenbegehren ver­
wiesen. Ausnahmsweise kann eine solche Mitgliederklage möglich sein, 
wenn die Satzung das Minderheitenbegehren durch ein hohes Quorum (z. B. 
40 oder mehr Prozent) erheblich erschwert und zudem die absolute Zahl der 
erforderlichen Mitglieder (bei mitgliederstarken Vereinen) sehr groß ist.

Das Minderheitenbegehren ist durch die Neuregelung zur Verschiebung der 
Mitgliederversammlung nicht ausgeschlossen. Das OLG München hat jüngst 
klargestellt, dass das auch unter den Pandemieauflagen zulässig ist. Auch 
eine per Minderheitenbegehren einberufene Versammlung kann nämlich vir­
tuell oder durch schriftliche Beschlussfassung durchgeführt werden (OLG 
München, Beschluss vom 23.11.2020, Az. 31 Wx 405/20, Abruf­Nr. 219607).

FAziT | Das Gesetz tritt zwei Monate nach Verkündung in Kraft, also voraus­
sichtlich im März 2021. Diese Übergangsregelung gilt dann bis Ende 2021. Die 
Möglichkeit, die Versammlung zu verschieben, mindert für den Vorstand das Ri­
siko, dass er für die Verschiebung in Haftung genommen wird. In der Regel war 
das aber schon bisher kaum ein Problem, weil dem Verein durch die Verschie­
bung meist kein Schaden entstehen wird. 

Während der 
Pandemie muss  
in zwei Fällen...

... keine Mitglieder-
versammlung 
durchgeführt werden

Pandemie hat keine 
Auswirkung auf 
nutzung des Min- 
derheitenbegehrens

neue regelung  
gilt bis ende 2021

https://www.iww.de/vb/quellenmaterial/id/219607
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n e W s L e T T e r  |  Abonnieren sie auch die kostenlosen iWW-newsletter für Unternehmer und 
Selbstständige auf iww.de/newsletter:

◼� VB­Newsletter ◼� BGH­Leitsatz­Entscheidungen
◼� BFH­Leitsatz­Entscheidungen

s e M i n A r e  |  Nutzen Sie das IWW­Seminarangebot für Ihre Fortbildung: seminare.iww.de



Praxiswissen auf den Punkt gebracht.

IWW-Webinare

Recht und Steuern im Verein
Vereine sicher führen und beraten

Das Steuerrecht für gemeinnützige Organisationen ist 
kompliziert. Vereine und ihre Berater müssen nicht nur 
die klassischen Steuerarten berücksichtigen, sondern 
auch deren Aufteilung auf die vier steuerlichen Bereiche 
der Vereine beherrschen. Außerdem werden steuerliche 
Gestaltungen von der richtigen Einbettung im Gemein-
nützigkeits-, Satzungs- und Vereinsrecht beeinflusst. Das 
Webinar zeigt Ihnen einmal im Quartal, wie Sie den Verein 
in dieser schwierigen Gemengelage auf Kurs halten. 

Ihre Vorteile bei den IWW-Webinaren

•  Regelmäßiges Wissens-Update einmal 
im Quartal (Einstieg jederzeit).

•  Durch die Teilnahme an einzelnen Webinaren 
wählen Sie Ihre Themen gezielt aus.

•  Mit der Entscheidung für eine Webinar-Reihe
sparen Sie über 80,00 Euro pro Jahr.

•  Kommunikation zwischen Teilnehmern 
und Referenten akustisch und per Chat.

•  Sie sparen Zeit und Geld, denn Reiseaufwand 
und -kosten entfallen.

Referent
Wolfgang Pfeffer, Lehrbeauftragter 
an der Dresden International 
University, Schriftleiter des VB 
VereinsBrief und Inhaber des 
Fachportals vereinsknowhow.de

Teilnehmerkreis
Entscheider in Vereinen, 
Steuerberater 

Termine
26.01.2021, 18.05.2021, 
21.09.2021, 23.11.2021

jeweils 16:30 ― 18:30 Uhr

Teilnahmegebühr
bei Einzelbuchung 120,00 €,
im Abonnement 
(4 Termine in 12 Monaten) 
99,00 € pro Termin,
Preise zzgl. USt.

Buchungs-Nr. 467

Wolfgang Pfeffer

„Ich biete Ihnen praxistaugliche 

Lösungen für typische 

Problemstellungen im Verein!“

Anmeldung und 
aktuelles Programm 
unter iww.de/s186
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